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Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag: 02. Programmakkreditierung - Begutachtung im Bündel 
Studiengang: Psychologie, B.Sc. 
Hochschule: Ruhr-Universität Bochum 

Standort: Bochum 
Datum: 08.12.2022 

Akkreditierungsfrist: 01.10.2020 - 30.09.2028  

1. Entscheidung 

Der oben genannte Studiengang wird mit Auflagen akkreditiert. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Prüfberichts der Agentur (Ziffer 1 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die formalen Kriterien 
erfüllt sind. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die fachlich-
inhaltlichen Kriterien nicht erfüllt sind. 

2. Auflagen 

Auflage 1: Die Hochschule weist nach, dass die berufsrechtliche Anerkennung durch das Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen erteilt wurde. (§§ 11, 12 Abs. 1 
StudakVO) 

Auflage 2: Die Hochschule muss in geeigneter Form plausibel machen, dass der Studiengang 
Psychologie (B.Sc.) auch in dem profilbildenden Bereich Diagnostik über den gesamten 
Akkreditierungszeitraum personell getragen werden kann. Dazu sollte mindestens ein Zeitplan für die 
Eröffnung des Berufungsverfahrens für die im genannten Bereich vakante Professur vorgelegt werden. 
(§ 12 Abs. 2 StudakVO) 

3. Begründung 

Die im Akkreditierungsbericht enthaltene Bewertung des Studiengangs auf Grundlage der formalen 
und der fachlich-inhaltlichen Kriterien ist im Wesentlichen nachvollziehbar, vollständig und begründet. 
Die aus der Bewertung resultierenden Entscheidungsvorschläge des Gutachtergremiums sind 
überwiegend gleichfalls plausibel. Lediglich hinsichtlich der Feststellung der berufsrechtlichen Eignung 
kommt der Akkreditierungsrat zu einer abweichenden Entscheidung. 

Auflage 1: 
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Laut Akkreditierungsbericht hat das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit einer Vertretung an dem Verfahren teilgenommen; der Bescheid über die 
Einhaltung der berufsrechtlichen Voraussetzungen liegt (noch) nicht vor. 

Dieser Nachweis ist jedoch relevant für die Umsetzung eines zentralen Qualifikationsversprechens, 
nämlich der Berechtigung zum Übergang in einen konsekutiven Masterstudiengang Psychotherapie, 
der die Voraussetzungen zur Erteilung der Approbation gemäß § 7 PsychThG erfüllt, und muss 
deshalb aufgrund von §§ 11, 12 Abs. 1 StudakkVO spätestens im Rahmen der Auflagenerfüllung 
nachgereicht werden. 

Der Akkreditierungsrat weist darauf hin, dass Änderungen am Studiengang, die ggf. durch das 
Verfahren der Feststellung der berufsrechtlichen Eignung vorgenommen werden, gemäß § 28 
StudakVO anzuzeigen sind. 

Auflage 2: 

Laut Akkreditierungsbericht S. 39 ist die Professur für Diagnostik "aktuell" nicht besetzt. Die Gutachter 
merken an, dass es nicht sachgerecht sei, "dass an einem so großen psychologischen Institut wie dem 
der RUB eine eigenständige Professur für Diagnostik aktuell fehlt." Zwar ist von einer "geplanten 
Besetzung" die Rede, allerdings ist nicht genauer spezifiziert, bis wann die Besetzung erfolgen soll. 
Die Gutachtergruppe rät deshalb dringend an, die die Professur rasch auszuschreiben. 

Vor dem Hintergrund, dass die Kompetenzen im Bereich der psychologischen Diagnostik an mehreren 
Stellen im Bericht (bspw. S. 21, 26, 34) als Kernbereich der psychologischen Ausbildung beschrieben 
wird, erachtet der Akkreditierungsrat eine Empfehlung für nicht ausreichend. 

Gemäß § 12 (2) StudakVO wird das Curriculum durch ausreichendes fachlich und methodisch-
didaktisch qualifiziertes Lehrpersonal umgesetzt. Die Hochschule muss deshalb nachweisen, dass die 
Lehre im profilbildenden Bereich der Diagnostik über den Akkreditierungszeitraum sichergestellt ist; 
mindestens ist ein verbindlicherZeitplan für die Eröffnung des Berufungsverfahren vorzulegen. 

Die Hochschule hat innerhalb der dafür vorgesehenen Frist keine Stellungnahme gemäß § 22 Abs. 3 
der Musterrechtsverordnung bzw. der entsprechenden Regelung in der anwendbaren 
Landesverordnung eingereicht. Damit ist die Akkreditierungsentscheidung wirksam geworden. 
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